
11 - AS 33 der Beilagen zu den Stenogranhl\chen Protokollen 

des Nationalrates XVI. Gesetzgebungspenüdc 

A n t rag 
1984 -10- 1 7 Prls.: ___ _ 

der Abgeordneten Mag. Kabas, Dr. Gradischnik 

und Genossen 

betreffend ein Bundesgesetz r mit dem Bestimmungen zum Schutz 

des für einen Kredit mithaftenden Ehegatten getroffen werden 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz 'Vorn·.·· .... , •.... ·mit deln 

Bestimmungen :zum Schutz des für einen Kredit 

lnithaftenden Ehegatten getroffen werden. 

Der Nationa~at hat beschlossen: 

Artikel I 

Änderungen der al1ge~einen bürgerlichen GesetZbuchs 

Das allge.eine bUrgerlicbe Gesetzbuch VOD 1.Juni 1811. 

JGS Nr.9t6. zulet%t ge~ndert durch d~s Bundesgesetz 

BGB1.Nr.S66/1983. wird gelodert vie folgt: 

!..:.. D~lli S 1..355 vird folgender wei terer Absat: ClDgeft1gt: 

-Hat sich der Bürge bloß für den Fall verbUrqt. daß 

~er Ba~ptschuldner uDvera~gend sei zu zahlen. 

(Auafallsbßrgschaft). so kann er nur wegen des Betrags 

belan~t werden. d~r vo~ Hauptschuldner trot% Erwirkung 

eines Exekutionstitels und Führung eine~FahrnisexekutioD 

oder einer Gehaltsexekutioo. einer Exekution auf eine dem 

Gläubiger bekannte Liegenschaft des HauptSChuldners. die 

OffensiChtlich f'Ür die Forderu~eCkUng bietet. sowie der 
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Verwertung aer Sicherheiten. die dem Gl~ubiger zur 

Velfügun9 stehen. nicht in angemessener Frist 

hereingebracht ~erden ~ann.~ 

~ Der S 1356 hat %u lauten: 

·S 1356. Der Btirge tann aber zuerst belangt verden. 

wenn Uber das Vermögen des Hauptschuldners ein 
~ 

Konkurs- oder Ausgleichsverfahren eröffnet oder ein Antrag 

auf EröffnuDg des KODkurses mangels hinreichenden 

Vermögens abgewiesen worden ist. wenn er 2ur Zei~. da die 

Z.hluD9 geleistet verden soll. unbe~anDten Aufenthalts ist 

anderen Gründen off~nsichtlicb ausgeschlossen ist.-

~ Nach deD S 1364 Vild folgender S 1364a eingefßgt: 

85 1364a. Wird der Hauptschuldner slumig. so bat der 

Gl~ubiger den BUrgen davon in ange~essener Frist zu 

verstlndigen. UnterlaSt er dies. so bafte~ ihm der Bßrge 

niebt fßr die ab der KeuDLols des Gl!ubigers von der 

SJumigkeit durcb dies~ aufgelaufenen Zinsen und ~osten.· 

Artikel 11 

Anderungen des Enegesetzes 

Im Gesetz vom 6.Juli 1938. deutSChes RGB1.I S.807. zur 

VereinheitliChung des Rechtes der Eheschließung und der 

Ehescheidung. zuletzt geändert durCh das Bundesgesetz 

BBGB1.Nr.S66/19S3. wird nach dem S 97 folgender 5 98 samt 

Uberschrift eingefügt: 
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-Haftung für Kredi~e 

S 98. Entscheidet das Gericht (5 92) oder vereinbaren 

die Ehegatten (S 97 Abs.2. gegebenenfalls S SSa Abs.2). 

ver von beid~n im Innenverhältnis zur Zahlung von 

• 
Kredi~verbindlichKeiten. für die beide haften. 

verpflichtet ist. so hat das Gericht auf Antrag mit 

Wirkung ißr den Gl~ubiger auszusprechen. daß derjenige 

Ehegatte. der im Innenverhältnis zur Zahlung verpflichtet 

i6t~ Hauptschuldner, der andere AusfallsbUrge (S 1355 

Abs.2 ABGB) vird. Dieser Antrag ~uB in der Frist nach S 95 

gestellt werden. Ein solcher Ausspruch ist niCht Dehr 

suIAsaig. wenn die Forderung gegen ~en Ehegatten. der 

AusfallsbUrge werden soll. bereits gerichtsanhAngig oder 

volls~reckbar .ist." 

Artikel 111 

Änderungen des AuBerstreitgesetzes 

Das Gesetz vom 9.August 1854. RGB1.~.208. tiber das 

gerichtliChe Verfahren in ReChtsangelegenheiten außer 

Streitsachen. zuletz~ geändert durCh das Bundesgesetz 

BGB1.Nr.5&6/1983, vird geändert wie folgt: 

~ Dem 5 226 vird folgender veiterer Absatz angefügt: 

-(3) Haben die Ehegatten einen Ausspruch nach § 98 dps 
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EheQesetzes noch vor ErlassuDg des auf Scheidung lautenden 

BeSChlusses beantragt, so kann jener Ausspruch mit diesem 

Beschluß verburiden verden.-

~ Im 5 229 Abs.l 

a) hat der Klammerausdruck zu lauten: "(55 81 bis 96 

und 98 Ehegesetz)-, 

b) wird folgender Satz angefUgt: 

-EineD Verfahren n~cb S 98 EhegeSetz ist der 

Ereditgeber niCht scbon in erster Instanz beizuziehen. 

jedoch ist ihm die Entscheidung Uber den Antrag 

zuzustellen.-

Artikel IV 

Anderungen des ~onsu:entenschutzqesetzes 

Das Bundesgesetz vom 18.K~rz 1979. BGB1.Nr.140. Bit 

ae~ Sestimmungen ZUD Scbutz der Verbraucher getroffen 

wer~en. ge~ndert durCh das Bundesgesetz~GB1.Nr.13S/1983. 

vird geändert wie folgt: 

~ Nach dem S 31 vira folgender S 31a samt Uberschrift 

eingefßgt: 

~Kreditgeschäfte 

S 31a. Cl} Unternehmer. deren Unternehmensgegenstand 

die Ge~ährung oder die Vermittlung von Krediten ist. baben 
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Ehegatten. die alG Verbraucher gemeinsam einen Kredit 

aufnehmen. mag auch einer die Haftung nur als Bürge 

eingehen. oder einern Ehegatten. der als Verbraucher die 

Haftung für eine bestehende Kreditverbindlich~eit des 

anderen überni~t. durch die Übergabe einerbgesonderten 

Urkunde darüber %u belehren. 

a) daß. falls die Ebegatten solidariscb baften. von 

jedem der Schuldner in beliebiger Reihenfolge der volle 

Scbuldbetrag verlangt werden kann. ohne RUcksicht darauf. 

we. von ihnen die Kr~di~su~e zUgeko~en ist. 

b} daß die HaftuDg auch bei Auflösung der Ehe aufrecht 

bleibt sowie 

C) .daß nUI--das Gericbt illl Fall der Scheidung die 

Baftung eines cer Ehegatten auf eine Ausfallsbürgschaft 

ver.indern kann (§ 98 EhegeGetz). vas binnen eines. Jahres 

nacb der ScheiduDg beantragt verden mbBte. 

(2) Sind Ebegatten SolidarSChuldner (S 891 ABGB) eines 

~redites in sinne des Abs.l. so hat der Gl~ubiger jede 

Mahnung oder sonstige Erklärung wegen einer Säumigkeit der ..... 

SCbuldner heiden Ehegatten zuzustellen.-

h 1m S 32 Abs_l 2.1 verden 
i 

a) das Wort ·oder~ am Ende der lit.a durch einen 

Beistrich und der Beistricn a~ Ende der lit.b durch das 

Wort ·oder~ ersetzt. 
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b) folgende lit.c angefOg~: 

Pe) Kreoltnehmer dem § 318 entsprechend zu belehren 

beziehungsveise zu benaChrichtigen,~ 

Artikel V 
... 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

S l~ Dieses Bundesgeset2 tritt mit l~Jnnner 1985 in 

Kraft. 

die Ebe nach ~em Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 

geschieden ~ordeD lst~ 

(2) Auf Bürgschaften. die vor dem lnkrafttreten 

dieses Bund~sgeset3es als AusfallsbUrgschaften vereinbart 

vorden sind. sind die 55 1355 und 1356 ABGB weiterhin in 

.s......L:.. Mit öer Voll:ziehung des Art. IV -' Z. 2 dieses 

Bundesgeset%es ist der Bundesminister für Handel. Geverbe 

und Industrie betraut. ~it der Vollziehung der ßbrigen 

Bestimmungen der Bundesminister tUr Justiz. 

- - - - - - - -'" Co " • EI 0 .Q 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag unter Ver­

zicht auf eine Erste Lesung dem Justizausschuß zuzuweisen. 
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E r 1 ä u t e run gen 

Nach der SCheidung einer Ehe wird es oft und durcbaus 

verständlicherweise von einem der Ehegatten als Härte 

empfunden, daS er' für einen Kredi t_ in Anspruch genolllIllen 

wird. Dur weil er seinerzeit bei aufrechter Ehe die 

Nit.haftung für diesen Kredit übernol1lll1en hat.te e ob'Wohl die 

KreditsuThme oder der darum angescbafft.e Gegenstand dem 

anderen Ebegatt.en zugut.e gekommen und auch nach der 

SChE,üdlln.g dieseJ':1 verbl i eben i s -e und ob\Johl gemäß 

getroffener Vereinbarung oder richterlicher Entscheidung 

nach S 92 des Ehegesetzes der andere Ehegatte zur 

Rückzahlung des Kredites verpflichtet. ist. 

~~rch die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen sollen 

solche Härten nach ~691ichkeit gemildert. werden_ 

Wie bei jeder recbtlichen Regelung ist hiebei ein 

angemessener Ausgleich verschiedener einander 

widerstreit.ender Anliegen anzustreben: Dem'Anliegen 

desjenigen. dessen Ehe gescheitert ist.. mit. seinem 

früheren Ehepartner und dessen Schulden nichts mehr zu tun 

zu haben. steht das Anliegen des Gläubigers nach 

Fortbestand der Sicherheiten gegenüber." auf die er bei der 
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Kreditgewährung vertraut hatte. Eine zu weiLgehende 

Vernachla s s i (Jung Cl e s ';n~'e i t. en An 1 i eg ens \o."Ürde ni cht nur den 

konkreten Gläubiger treffen. sondern vor alle~ auch die 

Mithaftung des Ehegatten als Kreditbasis ze~stören und 

damit künftig die Erlangung von Krediten für 

kredit5uchende Ehepaare ersch~eren. Sie würden in vielen 

Fällen einen gewünscbt.en Kredit überhaupt nicht oder nur 

zu ungünstiger.en Bedingungen bekommen~ Da einerseits 

- erfreulicberveise - In.}!." ein verschwindender Brucht.eil 

von Krediten no~leidend wird, andererseits auch nur eine 

geringe ~~zabl der Ebegatten, die gemeinsam für einen 

Kredit haften. geschieden '!.lira. \lÜrde eine völlige 

Beseitigung der Haftung des einen EhegatLen in 

verblltnismlSigwenigen Fällen helfen. jedoch in einer 

wei~ groBeren Anzahl von Fallen - das Verhältnis bewegt 

sich ~inde5tens in der Größenordnung von etwa 1 : 1.000 

- die Xreditaufnahme erbeblich beeinträchtigen. 

Es vira daher keine Regelung vorgeschlagen. die die 

gänzliche Aufhebung der Haftung eines gesChiedenen 

Ehegat ten ennögl iCht. jedoch ei ne Reihe von Maßnahmen. die 

in vielen Fällen das Entstehen von Härten vermeiden oder 

diese zumindest. mildern werden. ohne den Kreditgeber 

wesentlich zu belasten und dadurch den Kreaitmarkt zu 

beeintr~chtigen: 

1. Zunachst sollen Ehepartner schon bei der 

Kreditaufnahmepräventiv darauf aufmerksam gemacht ~erden. 
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velche wirtschaftliche Tra~weite die Ubernahme einer 

MithaftuDg hat. daß insbesondere die Haftung durch eine 

allfällige Auflösung der Ehe nicht aUfgehoben. sondern 

höchstens gemildert \r.'erden kann. In vielen ... 

bekanntgewordenen Härtefällen hat sich nämlich gezeigt. 

daß aus Unkenntnis über diese rechtlichen Folgen einer 

Haftungsübernahme der Höhe der Kreditsumme und ihrer 

Verw&ndung zu venig Beachtung geSChenkt vorden ist. 

2. Die im Zug der Vermögensauseinandersetzung 

anläßlicb der Scheidung getroffene Regelung. ver von 

beiden vorhandene SChulden zu zahlen habe. die zunäChst 

nur iIt Tnnenvel:-hAlt.nis viril. soll insofern auch außen 

gegenüber ae~ Gläubiger Bedeutung bekommen. als die 

Haftung des anderen Ehegatten zu einer Ausfallsbürgscbaft 

vermindert ~ird_ Dadurch vürde ver~ieden. daS der 

GläUbiger aus irgendvelchen Gründen zuerst auf denjenigen 

Ehegat'ten greift, der nach der für das Innenverhältnis 

getroffenen Regelung die Schuld gar niCht zu zahlen bätte. 

was gelegentlich gescheben ist. 
-' 

3. Der weiterhin mithaftende Ehegatte soll von der 

SäumigkeiL des Hauptschuldners reChtzeitig erfahren und 

nicht erst: durch seine eigene Inanspruchnahme überraSCht 

werden. besonders über die Höhe des von ihm verlangten 

Betrages. der durch inzwischen aUfgelaufene Zinsen und 

Kosten angewachsen ist. Der mithaftende Ehegatte soll 
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dadurch die Chance erhalten. dieses An~achsen seiner 
. 

Schuld durch eine rechtzei~ige zahlungsvereinbarung reit 

dem Gläubiger hintanzuhalten. 

Gesetzestechnisch ~äre es nicht sinnvol~. alle diese 

Regelungen aus ihrem Sachzusa~~enhang herauszureißen und 

in einem eigenen Gesetz zum Schutz des mithaf~enden 

Ebegat~en zusammenzufassen: das würde auch dem gerade in 

letzter Zei~ immer wieder gezeigten Bemühen des 

Gesetzgebers widersprechen. neue Regelungen möglichst in 

die groBen Stammgesetze zurückzuführen. 

Bei der Wahl der Stelle. an der die einzelnen 

Maßnahmen vorgesehen werden sollen. 1st auch zu bedenken. 

fßr welchen Kreis von Fällen diese Regelungen gelten 

sollen: Die Fallgruppe. die der Anlaß des Vorhabens ist. 

ist zwar die Mithaftung des Ehegatten nach der Scheidung. 

Die Gründe. die für eine Verpflichtung des Glaubigers zur 

Verständigung des Mithaftenden von einer Säumigkeit des 

Hauptschuldners sprechen. treffen aber jede Bürgschaft; 

diese Vers~ändigungspflicht wird daher als allgemeine. für 
-' 

alle Bürgschaften geltende Regelung vorgeschlagen. 

Umgekehr~ ist die im Punkt 1 erwähnte Informa~ion nur 

demjenigen zumutbar. der Kredi ~e gewerbsmäßig vergibt,. oder 

ver~ittelt. und sie ist nur für diejenigen Schuldner 

not~endig. die nicht Unternehmer sind: eine solche für 

~Verbrauchergeschäfte~ im sinn des § 1 KSchG geltende 

Regelung paßt am besten in dieses. Die richterliChe 
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Entscheidung auf ReduKtion der Haftung eines der Ehegatten 

auf die eines Ausfallsbürgen gehört zur Regelung über die 

VerrobgensauseinandersetzunQ anla81ich der Sch~idung itr. 

Ehegesetz und im AuBerstreitgesetz. • 

B Besonderes 

Zu~ Art. I 

Zur Z. 1: 

Das ~3GB regelt derzeit die SUbsidiarität der Haftung 

nur für die sogenannte gemeine BürgSChaft (§ 1355) und die 

Solidarbürgschaft (§ 1357). niCht jedoch für die 

Ausfallsbürgschaft. 5 13S6 ABGB knüpft Dur an eine 

vorliegende Vereinbarung einer ~eitergeheDden 

Subsidiarität an. Welche Eintreibungsschritte der 

Glaubiger gegen einen Hauptschuldner se~en ~uB. bevor er 

auf einen Aus1allsbtirgen greifen kann. ist also gesetzlich 

nicht geregelt. sondern muß jeweilS im Einzelfall 

vereinbart ~erden. Einem richterlichen Ausspruch. der bloß 

eine~ der Ehegatten die Stellung eines Ausfallsbtirgen 

zuveist, ~~rde also eine präzise Rech~sfolge mangeln. e~ 

bedarf daher einer Regelung dieser Rechtsfolge. 
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Eine gesetzliche Regelung der SUbsidiarität der 

AU5fal1sbürgsch~tt. also derjenigen Eintreibungs~aBnah~en. 

die der Gläubiger zunächst gegen den Hauptschuldner setzen 

muß. ~ird aber auch sonst sehr oft vermißt. Es ~ird daher 
• 

vorgeschlagen. in das ABGB eine allgemeine Regelung über 

das Wesen der Ausfallsbürgschaft einzubauen. 

Dazu bietet sich eine Ergänzung des S 1355 an. der in 

seinem derzeitigen einzigen Absatz die SUbsidiarität der 

gemeinen Bürgschaft regelt. Die Z. 1 sieht eine derartige 

Regelung für die AusfallsbUrgschaft in einem neuen zweiten 

Als Schritte~ vor deren Ergreifung der Gläubiger nicht 

auf den Ausfallsbürgern greifen können soll. wird zunächst 

der Erwerb eines Exekutionstitels und die Führung einer 

Exekution vorgesehen. bei der der GläUbiger kein 

bestimmtes Exekutionsobjekt nennen ~uB. also der 

Fahrnisexekution oder der Gehaltsexekution ohne Nennung 

des Arbeitgebers nach § 294 a EO; das sind auch die 

Vorausetzungen. bei deren Vorliegen beispielsveise der 

Offenbarungseid verlangt ~erden kann (§ 47 EO): die 

Voraussetzung ist aber auch erfÜllt. venn eine ~normale~ 

Gehaltsexekution ~it Nennung des Dienstgebers gefUhrt 

worden ist. Wie bei der letztgenannten Bestimmung soll der 

Versuch einer der beiden Exekutlonsarten genügen: das 

entspricht auch dere Bestreben des Gesetzgebers. die 

Fahrnisexekution wegen ihrer geringen Rentabilitat 

zurückzudrängen. 
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Das einzige konkrete sonstige Exekutionsobjekt. auf 

das zu greifen dem Gläubiger zugemutet werden kann. wenn 

er es kennt. ist eine dere Hauptschuldner gehörende 

LiegenSChaft. Auch der Versuch einer Exekut~on hierauf 

wird daher vom Gläubiger vor einer Inanspruchnahme des 

Ausfallsbürgen verlangt. Dabei werden dem Gläubiger teine 

Nachforschungen auferlegt. nur die schon vorhandene 

KenD~nis von der Liegenschaft soll ihn zu dem Versucb 

verpflichten. ~obei ihm diese Kenntnis gerade der 

AusfallsbUrge oft leiCht verschaffen kann. Bei einer 

Liegenschaft ist aie Rechtslage - anders als etwa bei 

behaupteten bestimmten Forderungen gegen Dritte - leiCht 

zu prÜfen ebenso wie der Umstand. ob eine Exekution auf 

diese Liegenschaft voraussichtlich einen Erfolg bringen 

wird. nur bei Offensichtlichkeit dieses Umstandes soll der 

Gläubiger diese Exekution zu versuchen haben. 

Ein ExekutioDsversuch wird dem Glaubiger im ßbrigen 

dann nicht zugemutet, wenn er nicht in ~angemessener 

Frist" zu einem Erfolg zu führen verspr~ht. wobei sich 

die Angemessenheit der Frist nach den Umständen des 

EinzelfaLls riChtet. Wegen einer Kaufpreisschuld von ein 

paar tausend Schilling. die in einem Jahr abgezahlt werden 

sollte. ~ird dem Gläubiger beispiels~eise niCht die 

Betreibung der zwangsversteigerung einer Liegenschaft 

zugemutet ~erden können, deren Dauer sich in der 

GrÖßenordnung eines Jahres be~egt und die im übrigen schon 
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wegen der Schätzungskosten (die nach dem Wert der gesamten 

Liegenschaft zu bemessen sind) einen Aufwand er·fordert. 

der die ganze Forderung wesentlich übersteigt. 

Schließlich soll dem Ausfallsbürgen - a~weichend von 

§ 1360 - die Einrede eingeräumt werden. daß der Gläubiger 

zuerst ein bestelltes Pfand zu verwerten habe (der § 1360 

braucht nicht geändert zu werden, da eben die ~Ordnungw 

für den Ausfallsbürgen die vorherige Verwertung von 

Sicherheiten vorsieht). 

Zur Z. 2: 

Wegen der Regelung der Ausfallsbürgschaft im S 1355 

kann ihre Erwahnung im § 1356 entfallen. Bei dieser 

Gelegenheit sollen die Fälle. in denen wegen der 

AussiChtslosigkeit jeder Einbringungsmaßnahme gegen den 

Hauptschuldner sofort auf den Bürgen gegriffen werden 

kann, neu formuliert werden. Dem Fall der Konkurserbffnung 

sollen - wie etwa im lnsolvenz-Entgeltsicherungsgesetz 

- die Fälle der Ausgleichseröffnung und der Ablehnung der 

Konkurseröffnung mangels hinreichenden Vermögens 

gleichgestellt werden. Schließlich soll die SUbsidiarität 
, 

der Bürgschaft arich dann entfallen. wenn sich die 

Uneinbrin~lichk~it der Forderung beim Hauptschuldner aus 

äußeren Objektiven Umständen ganz eindeutig ergibt. wie 

etwa aus einer länger dauernden Freiheitsstrafe. Ein.dem 

Ahnlicher Grund wäre beispiels~eise ein hoffnungsloses 
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Siechtum oder der Umstand. daß der Hauptschuldner seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt in eine~ Staat hat. in dem ein 

Anspruch von österrelch aus nicht leicht und rasch 

durchgesetzt ~erden kann: der letzter~ähnte Umstand 

spriCht naturgemäß bei einer von vornherein~alE 

Ausfallsbürgschaft erklärten HaftungsUbernahme nur dann 

eine Rolle. wenn der Hauptschuldner erst nachträglich in 

das Ausland verzogen ist. da der GläUbiger andernfalls 

diese SChwierigkeit der Einbringung beim Hauptschuldner 

SChlüssig akzeptiert hat. Bei einer Bürgschaft. die erst 

durch eine Entscheidung nach § 98 Ehegesetz zu einer 

Ausfallsbürgschaft wird. kommt es hingegen nicht darauf 

an. seit ~ann sicb der Hauptschuldner im Ausland aufhalt. 

Zur Z. 3: 

1. Bier wird als neuer S 136~a ABGB die oben als 

dritte erwähnte Maßnahme vorgesehen. die Verpflichtung des 

Glauhigers zur Verständigung des BUrgen über die 

Säumigkeit des Hauptschuldners. 

Die Überschrift der §§ 1363 bis 136yist zwar für die 

vorgeschlagene Regelung niCht ganz zutreffend. das gilt 

aber für die §§ 1364 und 1365 mindestens im gleichen Naß: 

die vorgeschlagene neue Bestimmung paßt inhaltlich im 

vesentlichen zu diesen beiden Paragraphen. 
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Die Verständigungspflicht paßt auch insofern zu 

S 1364 ABGB. al~ sich aus diesem ergibt. daß zwar der 

Bürge eine Verlängerung der Dauer seiner Haftung - et~a 

durch eine Änderung des Tilgungsplans oder eine Stundung 

- nicht verhindern kann. daß er aber wohl von derartigen 

vorgängen zu verständigen ist. um ihm die Ausübung seiner 

für diesen Fall vorgesehenen Rechte zu ermöglichen. 

2. Welche Frist -angemessen- ist. richtet sieh nach 

den Umständen de$ Einzelfalls und kann daher nicht 

allgemein gesagt werden: Ein wesentliChes Kriterium hiefür 

wird der Zeitraum sein. der bis zum Eintreten der 

Falligkeit (bei einer auf einmal zu zahlenden SChuld) 

beziehungsweise als Abstand der Teilzahlungen (bei 

vereinbarter ratenweiser Abstattung) vorgesehen ist. Bei 

einer Schuld. die in wenigen Wocbenraten abzustatten ware. 

wird der Bürge wesentlich rascher von einer Säumigkeit des 

Hauptschuldners zu ~erständigen sein. als bei 

Quartalsraten mit jahrelanger LaUfzeit. die Frist wird 

sieh wohl in der Größenordnung des Ratenabstandes bewegen • ...,. 

Der Glaubiger kann damit auch abwarten. ob der 

HauptschUldner di e vers'äumte Rate nachholt. wodurch ja die 

Säumigkeit und dami.t oie Verständigungspflicht behoben 

würden. Nicht b~hoben vird allerdings die 

Verständigungspflicht nach den oben aus § 1364 ABGB 

abgeleiteten Grundsätzen. ~enn der Verzug des 

Hauptschuldners durch die Vereinbarung einer Stundung oder 
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einer Änderung des Tilungsplans beseitigt ~ird. die zu 

einer zeitlichen Ausdehnung der Haftung des Bürgen führt. 

3. Um sieh die Nöglichke:it einer Verst.ändigung des 

Bürgen zu sichern. kann der Gläubiger mit dem Bürgen 

vereinbaren. daß dieser. ihn von jeder Änderung seiner 

Anschrift benacbrichtigen ~erde und im Fall einer 

Unterlassung dieser B~nachrichtigung die Verständigung 

nach § 1364a ABGB virKsaw an die zuletzt bekanntgegebene 

Adresse des Bürgen gesendet werden kann0 Eine solche 
• 

Vereinbarung wäre grundsätzlicb keine unzulässige 

Einschränkupg der Verst.andigungspflicht. (vgl. S 6 Abs.l 

Z.3 KScbG). 

4. Sanktioniert soll diese versttindigungspflicht 

dadurcb verden. daß der Schuldner von denjenigen 

Belastungen befreit i.Jird, die typiscberweise durch seine' 

unkenntnis entstehen und die durch die verständigung 

vermieden werden sollen. namlich von inzvischen 

aufgelaufenen Zinsen und von Kosten. die mit der 

Eintreibung verbunden sind. Wieveit der Bürge zunachst .., 

überhaupt zur Zahlung derartiger Kosten verpflichtet ist. 

ist selbstverständlich nicbt hier geregelt. das ergibt 

sich ßUS dem Inhalt seiner Bürgschaftserklärung (§ 1353 

ABGB; vgl. OGH 6. 6_ 1894 G1U lS.136; 15~ 9. 1904 

G1UNF 2774). Für den Fall. daß ihn grundsätzlich eine 

solche Zahlungspflicht triftt. ist jedoch hier deren 

Beschränkung vorgesehen (das entspricht etwa auch de~ 
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gesetzestechnischen Gehalt des § 1356. vor allere in seiner 

geltenden Fassung. der ja auch eine Recht.sfolge fur den 

Fall eines bestim~ten Vertragsinhalts vorsieht.). 

s. Die Verständigung eines nithaftenden Ehegatten, der ... 
nach außen als Solidarschuldner haftet, für den die Schuld 

nur im Innenverhältnis eine fremde Schuld ist. kann nicht. 

im Zusammenhang mit der Bürgschaft sichergestellt werden. 

sondern ist in anderem Zusammenhang vorgesehen (s.u. 

Art. 0 IV) ~ 

Zum Art. 11 

Hier wird die im Allgemeinen Teil unter Punkt 2 

erwähnte ~Bnahme vorgesehen. nämlich die richterliche 

Entscheidung, die die Haftung eines der Ehegatten auf die 

eines AusfallsbUrgen reduziert. Grundlage dieser 

Entscheidung kann entveder ihrerseits wieder eine 

geriChtliChe ED~scbeidung über die (interne) Tragung der 

schulden nacb § 92 sein oder eine Vereinbarung der 

Ehegat.ten. die sie im Zug des Scheidungsverfahrens 
." 

schließen oder nach 5 S5a Abs. 2 - vor einer 

einvernehmlichen Scheidung - sogar schließen müssen. Die 

AnfÜhrung der erwähnten Geset.zesstellen soll klarstellen. 

daS die hier vorgesehene richterliche Entscheidung auch 

bei einer einvernehmlichen Scheidung ZUlässig ist. bei der 

es sonst zu keinen richterliChen Entscheidungen über die 
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Vermögensauseinandersetzung z~i~chen den Ehegatten kommen 

soll. weil hierUber ja eine Vereinbarung geschlossen 

werden ~uB. 

Auch bei einer einverneh~lichen scheidung kann jedoch 

dieser Antrag noch nachträglich gestellt ~erden_ In jedem 

Fall muß der Antrag binnen der Jahresfrist des § 95 

gestellt werden; die Befristung ist hier umso wichLiger. 

als durch die Entscheidung auch Dritte berÜhrt werden. In 

ein bereits anhängiges Verfahren über die Forderung oder 

gar in einen bereits vorliegenden Exekutionstitel soll 

allerdings nicht ~ehr eingegriffen verden können. 

Zum Art_ III 

Zur Z. 1: 

Während sonst die Entscheidung über die AUflösung der 

Ehe nicbt mit einer Entscheidung über eiDe Frage der 

Vermogensauseinandersetzung zusa~enfallen kann. weil die 

einvernehmliche Scheidung eine bereits vorliegende 

Vereinbarung voraussetzt (einer streitigen Scheidung 

könnte im Übrigen die Vermögensauseinandersetzung erst 

nachfolgen. sie Yäre auch in eine~ anderen Verfahren 

abZUhandeln). ist hier die Verbindung des 

Scheidungsausspruchs mit dem Ausspruch über die 

Drittvirkung der vorher getroffenen Vereinbarung 

z~eckmäßig_ Sie ~ird daher - ure Zweifel an ihrer 

Zulässigkeit zu vermeiden - angeordnet. 
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Die Bestimmung schlieBt - ~ie schon oben zum Art. 11 

er~ähnt - nicht aus. daß ein solcher Antrag auch noch 

nachträglich - innerhalb eines Jahres - gestellt und 

darüber gesondert entschieden ~ird. .. 

Zur Z. 2: 

S 229 AuBStrG gibt Dritten, deren Rechte durch eine 

Entscheidung im Verfahren nach den §§81 bis 96 berÜhrt 

würden. Beteiligtenstellung~ Da auch eine Entscheidung 

nach S 98 in Rechte eines Dritten. des Gläubigers. 

eingreift. soll auch dieser Parteistellung haben. vesbalb 

die Aufzählung UD den S 98 erweitert vird. 

·Dieser sieh ~'fiir den Glaubiger daraus ergebende 

Anspruch auf recht~iches Gehör - einschließlich der 

Rechtsmittellegitimation - bedeutet selbstverständlich 

niCht. daß er bindende WUnsche darüber äußern kann. 

welchem der beiden Ehegatten die S~ellung des 

Hauptschuldners zugeteilt ~erden soll. er hat auch sonst 

keinen EinflUß auf die Entscheidung des GeriChtes, velcher 

der Ehegatten nur Ausfallsbürge vird. da er weder EinfluB 

auf die - interne - Entscheidung nach § 92 noch auf eine 

Vereinbarung der Ehegatten i5 des § 97 Abs. 2 hat und die 

Entscheidung na~h § 98 solchen Entscheidungen bZ~D 

VereinbarunQen ohne die Erfüllung zusätzliCher ~äterieller 

Voraussetzungen zu folgen hat. und z~ar ohne daB dem 

Gericht auch nur ein gebundenes Ermessen eingeräu~t ~äre: 
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die Entscheidung nach § 98 wird also meist nach der 

materiellen Rechtslage richtig sein. der Gläubiger wird 

daher pra~ti5Ch kau~ einen Grund fur das ihm formell 

zustehende Recbtsreittel haben. Denkbar wäre~als Grund für 

eine Bekämpfung einer Entscheidung nach § 98 durch den 

Gläubiger höchstens der Umstand, daß gar nicht beide 

Ehegatten ftir die Schuld gehafte~ haben. sondern 

derjenige, der nun Ausfallsbürge werden 5011 9 hisher 

Alleinscbuldner war. daS der Antrag nach Ablauf der Frist 

des § 95 gestellt worden ist oder zur Zeit des Ausspruchs 

vegen der Säumigkeit der Schuldner bereits ein Verfahren 

anhängig war oder gar ein Exekutionstitel vorliegt. 

Weil einerseits dem Gläubiger praktisch keine Ingerenz 

auf den Inhalt cer Entscheidung nach § 98 zusteht und weil 

andererseits eine Anhörung des Gläubigers vor ,der 

BeschluBfassung durcb das Erstgericht diese 

verhältnismäßig lange verzögern könnte - Scheidungen im 

Einvernehmen. bei denen ja bereits eine Vereinbarung Uber 

die Vermogensauseinandersetzung vorlieg~ muß. werden von 

den GeriCht meist. sehr rasch durchgeführt - » wird 

ausdrücklich vorgesehen. daS der Gläubiger dem Verfahren 

erst d~rch aie Zustellung des Bescblusses Ober den Antrag 

nach § 98 dem Verfahren beizuziehen ist. Da im 

AuBerstreitverfahren kein Neue~un9sverbot herrscht. könnte 

er Umstände. die den Beschluß ausnahzsweise unZUlässig 

machen. noch mit einem Rechtsrrittel geltend machen. 
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Selbstverständlich ~ann sich dieses Rechtsmittel nicht auf 

den Ausspruch über die Scheidung beziehen. die Scheidung 

~~rde also auch bei einer Anfechtung des Ausspruchs nach 

§ S8 durch den Gläubiger reChtskräftig. • 

Die Verständigung des Gläubigers durch die Zustellung 

des Beschlusses nach § 98 hat andererseits eine positive 

Funktion auch im Interesse der Schuldner: Sehr oft wird 

der ~ithaftende Ebegatte. der nach der Scheidung die 

Ehewohnung verlassen bat. einfach deshalb niCht vom 

Notleidenclwerden des Kradi tes verständigt. weil die 

Eheg~tten ~s versäumt haben. den Gläubiger von der 

Scbeidung und vom Wohnungswechsel des einen oder sogar 

heider Ehegatten zu informieren. Durch die Zustellung 

einer Entscheidung nach § 98 des Ehegestzes bekommt der 

GläUbiger verläßlich Nachricht von der Auflösung der Ehe 

und ~eist auch von der neuen Anschrift der Ehegatten. Aus 

diesem Grund ist die Verständigung des GläUbigers von 

jedem Beschluß über einen Antrag nach § 98 vorgesehen. 

auch venn er den Antrag abweist. also kejnen Eingriff in 

die Rechte des GläUbigers aussprich~~ 

Zum Art.. IV 

Zur Z. 1.-: 

1. Hier vird zunächst die im Al19c~einen Teil unter 

Punkt 1 vorgeschlagene Inforreationspflicht normiert. 
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Wie schon dort erwähnt. sollen zu einer solchen 

Information nur solche Unterneh~er verpflichtet sein. 

deren Unterneh~ensgegenstand die Gewährung oder 

Vermittlung von Krediten ist. da sie nur i~pen zugemutet 

-werden k.ann. Die Gewährung von Kredit. wird iInlller 

Bank.geschäft. is des KWG sein" die VerItitt.lung von Kredit. 

ein konzessioniertes Gewerbe nach § 267. allenfalls nach 

§ 259 GeVO 1973. 

Tret.en beide Ehegat.t.en gleichzeitig mit. dem 

Kreditgeber in Verbindung. so sind beide zu belehren. ohne 

Rücksicht dar~uf. ob sie als solidarische Hitschuldner 

auft.reten oder nur einer als Kreditwerber. der andere als 

Bürge. Übernimmt ein Ehegatt.e naChträglich die Haftung für 

einen schon best~henden Kredit des anderen. so bedarf es 

nur seiner Belehrung. 

Die Belehrung soll durch die Übergabe einer 

gesonderten Urkunde erfolgen. nie NorEierung ener Pflicht 

zu einer mündlichen Belehrung w:äre kaum zielführend. weil 

die Bereit.schaft. zu einer solchen Information meist auf 
-' 

heiden Seiten äußerst gering sein dürfte. sodaß eine 

solche mündliche Intormat.ion nur ~enig Effekt hätte: eine 

schriftliche Information wird - vielleicht auch erst etwas 

später - meist doch gelesen und dadurch eher aufgenommen. 

Eine schrift.liche Information kann auch dadurch ~irksa=er 

ausgestaltet werden. daß die Kreditwirtschaft. dafbr ein 

allgereein vorbereitetes Informationsblatt ver~endet. 
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2. Der Abs.2 soll die oben als S 1364a ABGB 

vorgesehene ?fllcht zur Verstänaigung des Bürgen von der 

säumigkeit des Hauptschuldners tür den Fall ergänzen. daß 

beide Ehegatten nach auUen als gleichrangige 
~ 

Solidarschuldner auftreten und nur im Innenverhältnis 

einer der beiden virtschaftlich die Stellung eines Bürgen 

hat. 

Diese Fälle müssen schon deshalb anders gelöst werden 

als die im S 13&4a ABGB gedachten. weil für den GläUbiger 

~eist gar nicht erkennbar ist. wer von den heiden den 

Kredit 2urüc~zahlen soll und auch zunächst tatsächlich 

Teilzahlungen leistet. Hier kann dem Gläubiger also niCht 

die Verständigung des einen Ehegatten von der Säumigkeit 

des anderen aufgetragen werden. für ihn sind heide mit 

einer primar eigenen Zahlungspflicht in Verzug. 

Wegen des letztgenannten Umstandes ist grundsätZlich 

auch das Bild von einer Verständigung (von der Säumigkeit) 

unzutreffend. weil der (Haupt)Schuldner selbst ja seine 

Säumigkeit wissen muß. Es könnte dem GläUbiger nur eine. 

Mahnung des Schuldners aufgetragen werden. Eine 

- womöglich sogar zivilreChtlich sanktionierte -PfliCht 

des GläUbigers 2U einer Mahnung des Schuldners ginge 

jedoch im allgemeinen zu veit. sie ist auch zur ErreiChung 

ßes hier gedachten Zvec~s nicht erforderlich. 
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Hiezu ist es vielmehr ausreichend. de~ Gläubi~er 

vorzuschreiben. ~ine Mahnung oder sonstige Erklärung wege~ 

der säumigkeit mit der ROckzahlung der Schuld (we~ von den 

Schuldnern sie i~mer zuzurechnen sein mag) ~leichzeitig an 

heide Schuldner zu richten. 

Zur Z. 2: 

Als Sanktion für eine Unterlassung der unter Z_ 1 

normierten Pflichten vird hier eine Verwaltungsstrafe 

vorgesehen. Das entspricht etwa auch dem System bei der 

Pflicht zur Ausstellung eines Ratenbriefs, die gleichfalls 

nicht zivilrechtliCh. sondern nur 

vervaltungsstrafrechtlich sanktioniert ist_ 

Eine zivilrechtliehe Sanktion wäre einem solchen 

Verstoß nicht adäquat, zu~al ja dieser Verstoß nur 

formaler Art ist und ein Großteil der Kreditnehmer 

entsprechendes Wissen auch aus anderen Quellen haben vird. 
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